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1. Grundsätzliche Aufbewahrungsfrist  

Die in Verwaltungsakten zusammengeführten Unterlagen unterliegen den „Aufbewahrungsbestimmungen für 
die Unterlagen für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes (ABestB – HKR)“.  

Rechtswidrige begünstigende Verwaltungsakte mit Dauerwirkung können unter bestimmten Umständen bis 
zum Ablauf von 10 Jahren nach ihrer Bekanntgabe zurückgenommen werden. Daraus ergibt sich eine 
regelmäßige Aufbewahrungsfrist von 10 Jahren (ehemals 5 Jahre). Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf 
des Haushaltsjahres, in dem der Leistungsfall abgeschlossen wurde (z. B. in dem die letzte Zahlung erfolgt ist 
oder über die Ablehnung entschieden wurde).  

Zahlungsbegründende Unterlagen sind alle Schriftstücke, die der Verwaltungsakte zugeführt wurden. Auf die 
Regelungen der Geschäftsanweisung 03/2017 wird insoweit verwiesen. 

2. Ausnahmeregelungen 

2.1 Spezialgesetzliche Regelungen  

Aus speziellen Bestimmungen können sich zusätzliche Anforderungen an die Aufbewahrung der 
Verwaltungsakten ergeben. Dies können landesrechtliche Vorschriften sein, Verzicht auf die Einrede der 
Verjährung von Beitragsansprüchen der Sozialversicherungsträger, soweit deren Fälligkeit vor dem 01.10.2008 
liegt, oder noch anhängige Klageverfahren.  

2.2 Noch nicht abgeschlossene Einziehungsverfahren  

Verwaltungsakten, die noch nicht abgeschlossene Einziehungsverfahren beinhalten, sind von einer 
Vernichtung auszunehmen, auch wenn die Leistungszahlung bereits abgeschlossen wurde. Diese Akten sind 
bis zur Rückzahlung aller gesamten Forderungsbeträge oder der Entscheidung über den Erlass aller 
Forderungen aufzubewahren.  

 In diesen Fällen ist bei Fallabschluss manuell der Löschschutz in der eAkte im Reiter 

„Aussonderung“ zu aktivieren und zu begründen. Alle eAkten ohne Löschschutz werden automatisch 
10 Jahre nach der letzten zdA-Verfügung gelöscht. 

 Der manuelle Löschschutz in der eAkte ist wie folgt zu setzen: 
o Im Leistungsbereich ist der Löschschutz in allen betroffenen Aktentypen zu setzen. 
o Im Arbeitgeber-Trägerteam ist der Löschschutz im jeweiligen Aktensegment zu setzen. 
o In der Sozialgerichtsstelle sind bei offenen Klageverfahren die zuvor genannten Regelungen 

anzuwenden. Zusätzlich ist die Verlängerung der Archivierungsfrist in Verbis zu prüfen. Nach 
Abschluss des Klageverfahrens sind die Eintragungen durch die Rechtsbehelfsstelle 
entsprechend anzupassen. 

 In der Gesamtbestandsliste des jeweiligen Regionalteams ist der Leistungsfall im Feld „Aufbewahrung 
bis“ mit dem Vermerk „offene Forderung“ zu kennzeichnen. 

 Über die Beendigung des Einziehungsverfahrens wird eine Beendigungsmitteilung durch ERP erzeugt. 
Nach Eingang solcher Mitteilungen ist zu prüfen ob weitere offene Forderungen bestehen. Die Prüfung 
hat zu erfolgen 

o für alle Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft  
o für ERP-Forderungen zu dieser Bedarfsgemeinschaft (Geschäftspartnernummer 1*) 
o für übertragene FINAS-Forderungen zu dieser Bedarfsgemeinschaft 

(Geschäftspartnernummer 6*) 
Bei der Recherche in ERP ist zu beachten, dass alle Geschäftspartner über die Identifikationsnummer 
sowohl nach der alten BG-Nummer (z.B. 51110BG0012345) als auch nach der neuen BG-Nummer 
(z.B. 51110//0012345) der Bedarfsgemeinschaft zu suchen sind. 

 Nach Abschluss aller Forderungsverfahren sind die Aufbewahrungsfrist zu bestimmen, der 
Löschschutz in der eAkte und die Eintragung in der Gesamtbestandsliste anzupassen. Die 
Aufbewahrungsfrist beginnt am 01.01. des auf die vollständige Beendigung des 
Einziehungsverfahrens folgenden Kalenderjahres.  

2.3 Originaltitel  

Originaltitel sind darauf zu prüfen, ob aus ihnen noch Ansprüche herzuleiten sind. Soweit die Originaltitel nicht 
dem Jobcenter oder dessen Trägern zustehen, sind sie an die Titelinhaberin oder den Titelinhaber 
zurückzugeben (z.B. Unterhaltstitel an Unterhaltsgläubiger).  

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_02012004_II.htm
file://///Dst.baintern.de/dfs/511/Ablagen/D51110-JobcenterRhein-Hunsrueck/Organisation/Geschäftsanweisungen/JC_RHK_GA/2017/GA-03-2017
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2.4 Behelfsakten der Sozialgerichtsstelle 

Behelfsakten werden nach Abschluss aller Klageverfahren bei den sozialgerichtlichen Instanzen für einen 
angemessenen Zeitraum in der Sozialgerichtsstelle aufbewahrt. Dies dient der Verfahrensvereinfachung (z.B. 
bei Berufung / Revision). Sofern keine weiteren gerichtlichen Verfahren anhängig werden, werden die 
Behelfsakten von der Sozialgerichtsstelle vernichtet. 

2.5 Verwaltungsakten von Beschäftigten, Schutzpersonen oder Zeugenschutzfällen  

Verwaltungsakten in Papierform von Beschäftigten, Schutzpersonen oder Zeugenschutzfällen (sog. M-, S- oder 
Z-Fälle) sind ebenfalls hinsichtlich der o.g. Aufbewahrungsbestimmungen zu prüfen und an das Büro der 
Geschäftsführung zur Einlagerung im Tresor weiterzuleiten. Sofern aufstockender Leistungsbezug von 
Beschäftigten vorliegt, sind die Teamleitung bzw. die Geschäftsführung zu unterrichten. 

2.6 Verwaltungsakten zum ESF-Förderprogramm zum Abbau von 
Langzeitarbeitslosigkeit (LZA) 

Verwaltungsakten zum ESF-Förderprogramm zum Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit (LZA) sind bis 

zum 31.12.2028 aufzubewahren. 

3. Abschlussverfügung  

Mit der ALLEGRO-Programmversion 18.02 wurden verbindliche Vorgaben zur Abschlussverfügung zentral 
eingeführt.  

Nach Beendigung eines Leistungsfalles ist der ordnungsgemäße Fallabschluss in ALLEGRO unter 
„Fallzeiträume“ zu dokumentieren. Die Fallabschlussverfügung ist um folgende lokalen Besonderheiten zu 
ergänzen: 

 Gesamtbestandsliste aktualisiert 

 Löschschutz eAkte gesetzt / nicht erforderlich 

 wenn keine offenen Forderungen: Aufbewahrung bis TT.MM.JJJJ 

Nach Anordnung wird die Fallabschlussverfügung automatisiert in die eAkte übertragen. 

Die Prüfung der Aufbewahrungsfrist bzw. offener Forderungen in ERP ist ergänzend in jedem 
abgeschlossenen Leistungsfall in der Gesamtbestandsliste der jeweiligen Regionalteams im Feld 
„Aufbewahrung bis“ mit dem jeweiligen Jahr unter Beachtung des Datumsformats („31.12.2019“) oder dem 
Hinweis „Offene Forderungen“ zu dokumentieren. 

4. Aufbewahrungsort 

4.1 Grundsatz 

Jeder Standort des Jobcenters Rhein-Hunsrück verfügt über ein eigenes Archiv. Im jeweiligen Archiv des 
Standortes sind folgende Unterlagen nach fortlaufenden Bedarfsgemeinschaftsnummern – nicht getrennt nach 
Kalenderjahren – aufzubewahren: 

 Verwaltungsakten zu laufenden Leistungsfällen 

 Verwaltungsakten zu noch nicht abgeschlossenen Einziehungsverfahren 

 Verwaltungsakten zu Leistungsfällen, in denen noch keine Aufbewahrungsfrist festgesetzt wurde 

Laufende Leistungsfälle sind – soweit erforderlich – bei der zuständigen Fachassistenz aufzubewahren.  
Die Vorbände zu laufenden Leistungsfällen sind im Archiv des jeweiligen Standortes aufzubewahren. 
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4.2 Zusatzarchiv am Standort Simmern 

Im Zusatzarchiv am Standort Simmern erfolgt die Ablage der folgenden Verwaltungsakten: 

 Verwaltungsakten mit festgestellten Aufbewahrungsfristen 

 Leistungsakten des Arbeitgeber-Trägerteams 

 Verwaltungsakten des Büros der Geschäftsführung 

Die Administration des Zusatzarchivs obliegt federführend der Eingangszone am Standort Simmern sowie dem 
Büro der Geschäftsführung. 

5. Vernichtung der Verwaltungsakten in Papierform 

Die zuständige Stelle hat nach Abschluss eines Haushaltsjahres zu veranlassen, dass die Unterlagen, deren 
Aufbewahrungszeiten abgelaufen sind, ausgesondert werden. 

Die Vernichtung der Verwaltungsakten in Papierform muss – auch bei Einschaltung Dritter – den 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen genügen. Die Vernichtung einer Verwaltungsakte ist in der jeweiligen 
Gesamtbestandsliste des Regional-Teams im Feld „Bemerkungen“ zu dokumentieren. Die Teamleitung im 
Leistungsbereich ist über die Vernichtung zu informieren. 

6. Elektronischer Aussonderungsprozess in der eAkte 

Das Aufbewahrungsende der elektronischen Akte berechnet sich ab dem Datum, an dem das letzte Dokument 
der Akte „z.d.A.“ verfügt wurde.  
 
Vor der automatisierten Aussonderung von Akten, deren Aufbewahrungsende erreicht ist, werden 
Überprüfungslisten zur Prüfung der Aussonderungsfähigkeit zur Verfügung gestellt, die jeweils drei Monate in 
der eAkte sichtbar sind. Die Bearbeitung der Überprüfungslisten erfolgt monatlich nach der Bereitstellung. 
 
Zusätzlich werden Löschschutzlisten erzeugt. Diese zeigen alle Akten, bei denen die Aufbewahrungsfrist zwar 
abgelaufen ist, aber allein aufgrund eines in der eAkte gesetzten Löschschutzes eine Aussonderung nicht 
geprüft wird.  
 
Die Löschschutzlisten werden alle 2 Jahre in geraden Kalenderjahren jeweils im 2. Quartal des jeweiligen 
Jahres überprüft. Die Zuständigkeit für die Prüfungen regeln die Teamleitungen Leistung. 

7. Schlussbestimmungen 

Die Geschäftsanweisung 05/2018 wird mit der Veröffentlichung außer Kraft gesetzt. 
Die Geschäftsanweisung tritt ab dem 05.12.2019 in Kraft und ist bis auf Widerruf gültig. 
Die Gleichstellungsbeauftragte und der Personalrat wurden beteiligt.  
 

Simmern, 05.12.2019 

 
gez.        
Markus Theis      
Geschäftsführer 
Jobcenter Rhein-Hunsrück  
 


